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Erste Stellungnahme zum Ergebnis des Vermittlungsausschusses

Keine Entlastung für Städte und Gemeinden

Stuttgart. „Insgesamt bringt das Ergebnis des Vermittlungsausschusses keine Entlastung für die Gemeinden. Nach allem, was bisher bekannt ist, sind die kommunalen Interessen unter die Räder gekommen,“ sagte Gemeindetags-Präsident Otwin Brucker.

Die nächste Stufe der Steuerreform koste die Städte und Gemeinden im Land rund 550 Millionen Euro, wovon der größte Teil nun schon 2004 fehle. Damit sei die vereinbarte Entlastung bei der Gewerbesteuerumlage bereits mehr als aufgezehrt, bemängelte Brucker. Mit der Gewerbesteuerumlage sind Bund und Länder am Aufkommen der kommunalen Gewerbesteuer beteiligt.

„Dass es nicht zu einer Modernisierung und Belebung der Gewerbesteuer kommt, ist ein großer Fehler,“ kritisiert Brucker. Damit fehle den Kommunen die Perspektive, wie sie wieder zu ausgeglichenen Haushalten kommen. „Der Bund ist uns ein Angebot schuldig; er hat durch überzogene Ausgabenbelastung und durch Entzug von Einnahmen die Krise der Kommunalfinanzen hauptsächlich verursacht.“

Immerhin sei positiv zu vermerken, so Brucker, dass ein Abschieben der Langzeitarbeitslosigkeit in die kommunale Verantwortung verhindert werden konnte. Es müsse jetzt eine sinnvolle Zusammenarbeit zwischen Kommunen und Arbeitsverwaltung vereinbart werden. Er hoffe, dass das Vermittlungsergebnis dafür offen sei.
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